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Einführung technischer Regelwerke 
für den Straßenbau in Brandenburg

Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für Markierungen auf Straßen 

(ZTV M 13)

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung,

Abteilung 4, Nr. 05/2019 - Straßenverkehrstechnik 
Sachgebiet 07.4: 

Straßenverkehrstechnik und Straßenausstattung; 
Leit- und Schutzeinrichtungen

Vom 9. August 2019

Der Runderlass richtet sich an

- den Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg
- die Straßenverkehrsbehörden des Landes Brandenburg
- die Landkreise, kreisfreien Städte und Gemeinden.

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau, Num-
mer 24/2013 vom 18. November 2013 hat das Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) die 
Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen und Richtlini-
en für Markierungen auf Straßen (ZTV M 13) bekannt gegeben.

Hiermit werden die ZTV M 13 für den Bereich der Bundesfern- 
und Landesstraßen eingeführt. Für die im Zuständigkeits-
bereich der Landkreise, kreisfreien Städte sowie der kreisange-
hörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg 
liegenden Straßen wird die Anwendung empfohlen.

-
gelt, dass Auftragnehmer von Markierungen von den lichttech-
nischen Anforderungen an die Tagessichtbarkeit auch auf  neuen 
bituminösen Deckschichten aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit nicht freizustellen sind.

dass auch beim Einsatz von Markierungssystemen, die ent-
gegen den Vorgaben gemäß dem Abschnitt 5 unter Berücksich- 

Auftraggebers eingesetzt werden, die Erfüllung der Anforde-
rungen im Gebrauchszustand zu erbringen sind.

Der Runderlass des Ministeriums für Infrastruktur und Raum-
ordnung Abteilung 5 - Nr. 6/2005 - Straßenverkehrstechnik 
vom 7. Februar 2005 (ABl. S. 310) wird hiermit aufgehoben 
und durch diesen Runderlass ersetzt.

Der Runderlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröffent-
licht und in das elektronische „Brandenburgische  
Vorschriftensystem“ (BRAVORS) unter der Internetadresse  
www.landesrecht.brandenburg.de eingestellt. 

Dieser Erlass tritt mit seiner Veröffentlichung im Amtsblatt für 

Richtlinie des Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport und des Ministeriums der Justiz 

und für Europa und Verbraucherschutz
für die Förderung von Maßnahmen 

zur Alphabetisierung und Grundbildung 
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) 

im Förderzeitraum 2014 - 2020 

Gz.: 26-19210
Vom 8. August 2019

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, 
der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
und der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften 
(VV) sowie des Operationellen Programms des Lan-
des Brandenburg für den Europäischen Sozialfonds 
(ESF) 2014 - 2020, Prioritätsachse C, Investitionsprio- 

des ESF für die Förderung der Alphabetisierung und 
Grundbildung Erwachsener im Land Brandenburg. 
Darüber hinaus sind in der jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden: die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. De-
zember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 

den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums und den Europä- 
ischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allge-
meinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozial-

Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. 
L 347 vom 20.12.2013, S. 320) und die Verordnung 
(EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den Eu-
ropäischen Sozialfonds und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (ABl. L 347 
vom 20.12.2013, S. 470).

1.2 Ziel der Förderung ist die Verbesserung des Zugangs 
zum Lebenslangen Lernen durch Bildungsmaßnah-
men, die Erwachsenen Lese- und Schreibkompeten-

-
chen und damit Voraussetzungen für die Verbesserung 

-
rung trägt zur Reduzierung des funktionalen Analpha-
betismus im Land Brandenburg und zur Verbesserung 
der Beschäftigung und Beschäftigungsfähigkeit bei. 
Das Programm schließt die Alphabetisierung und 
Grundbildung Erwachsener in Justizvollzugsanstalten 
ein. 

1.3 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein 
Rechtsanspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilli-

-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.


